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Nächster logischer Schritt zur Stärkung der Demokratie
In der Geschichte unseres Stimm-
rechts wurden immer mehr Teile 
der Gesellschaft einbezogen. Dies 
hat unsere Demokratie stärker ge-
macht. Vor gut 100 Jahren wurde 
die Einschränkung des Stimm-
rechts auf Männer mit bestimmtem 
Vermögen abgeschafft und das all-
gemeine Wahlrecht der Männer 

eingeführt. Vor 50 Jahren erfolgte 
der Einbezug der Frauen. Und 1991 
wurde das Stimm- und Wahlrecht 
von 20 Jahren auf 18 herabgesetzt. 
Jetzt steht ein nächster logischer 
Schritt an: Das Stimm- und Wahl-
recht auf 16 Jahre herabsetzen. Ge-
rade die Entscheide zur Klimapoli-
tik, die es heute zu fällen gilt, wer-

den langfristig Folgen für kommen-
de Generationen haben, die sich 
nicht korrigieren lassen werden. Es 
ist wichtig, die junge Generation, 
welche diese Folgen tragen muss, 
bereits heute mitreden zu lassen. 
Deshalb sage ich Ja zum Stimm- 
und Wahlrecht 16. 
Eveline Lüönd, Präsidentin Grüne Uri

Klassenkampf-Rhetorik auf dem  
Buckel des Unternehmertums
Es ist keineswegs ein Geheimnis, 
dass die Schweiz mit ihrer politi-
schen Stabilität, wirtschaftlichen 
Opportunitäten, internationaler 
Vernetztheit sowie der Nähe zur 
Natur viele Vermögende anzieht. 
Das ist auch gut so, denn das ein-
kommensstärkste Prozent in unse-
rem Land kommt denn auch für 
40 Prozent des gesamten Steuerer-
trags auf. Die 99-Prozent-Initiati-
ve der Jungsozialisten will nun 
dieses eine Prozent der Bevölke-
rung stärker zur Kasse bitten, um 
die restlichen 99 Prozent der Be-
völkerung zu entlasten. Der dar-
aus resultierende Mehrertrag soll 
zum Beispiel für Transferzahlun-
gen zugunsten der sozialen Wohl-
fahrt eingesetzt werden.
Was vordergründig gut klingen 
mag, hat jedoch viele negative Ef-
fekte. Nicht nur, dass die Vorlage 
mit vielen Unklarheiten gespickt 
ist, auch ist bereits jetzt klar, dass 
vor allem KMUs, Start-ups, Klein-
anleger, Hauseigentümer und die 
Landwirtschaft betroffen sein 
würden. So führen die Auswir-
kungen der 99-Prozent-Initiative 
auf die laufende Besteuerung ei-
nes Familienunternehmens zu ei-
ner erheblichen Zusatzbelastung, 
welche im Ergebnis zu einer wie-
derkehrenden Substanzentnahme 
führt. Diese Substanzentnahme 
schwächt vor allem die Liquidi-
tät des Unternehmens, es bleiben 
weniger Mittel für Investitionen 
und Innovationen. Das wiederum 
führt zu weniger (neuen) Arbeits-
plätzen. Die 99-Prozent-Initiative 
zerstört die Anreize für eine un-
ternehmerische Tätigkeit in der 
Schweiz in hohem Masse.
Da stellt sich bei mir zwingend die 
Frage, ob es tatsächlich in unserem 
Interesse sein kann, die Attraktivi-
tät des Wirtschaftsstandortes 
Schweiz inmitten einer noch nicht 
überwundenen Krise weiter zu 
schwächen? Die Initiative schiesst 
nicht nur an ihrem Ziel vorbei, son-
dern würde wie ein Bumerang zu-
rückkommen und die Personen, 

die sie zu schützen vorgibt, noch 
stärker in Bedrängnis bringen. 
Denn diese Volksinitiative gefähr-
det nicht nur die betriebliche Zu-
kunft zahlreicher Unternehmen 
und damit das strukturelle Rück-
grat der Schweizer Wirtschaft, son-
dern hätte auch direkt einen nega-
tiven Einfluss auf die Löhne und 
die Beschäftigung von Arbeitneh-
mern in der Schweiz. Das kann 
doch nun wirklich niemand wol-
len! Die 99-Prozent-Initiative be-
dient sich aus der Zeit längst gefal-
lener Klassenkampf-Argumente 
und stützt sie auf Aussagen zur 
Einkommens- und Vermögensver-
teilung, die zu kurz greifen. In ih-
rer konkreten Ausgestaltung ist sie 
willkürlich und mit Blick auf den 
Kreis der Betroffenen irreführend. 
Deshalb lehne ich die 99-Pro-
zent-Initiative entschieden ab und 
werde am 26. September ein Nein 
in die Wahlurne einlegen. 
Ludwig Loretz, Landrat FDP, Andermatt

Eine Bereicherung für die Gesellschaft
Jugendliche müssen sich spätestens 
mit 14 Jahren mit ihrer Berufswahl 
oder weiterführenden Schulen be-
fassen, und sie können bereits ab 
zwölf Jahren medizinische Ent-
scheide selber fällen (zum Beispiel 
Covid-Impfung). Solche Entschei-
dungen werden getroffen, indem 
sich Jugendliche eine Meinung bil-
den, sich Pro- und Kontra-Argu-

mente anhören und dann die rich-
tige Antwort für sich finden.
Genau gleich verhält es sich, wenn 
Jugendliche ab 16 Jahren abstim-
men und wählen gehen können. Sie 
orientieren sich über verschiedene 
Plattformen und Medien, sie disku-
tieren mit ihren Kolleginnen und 
Kollegen oder in ihrer Familie und 
bilden sich damit ihre Meinung. 

Zudem lernen Kinder und Jugend-
liche heute in der Schule bereits zu 
diskutieren und zu argumentieren.
Ich bin davon überzeugt, dass es 
für uns als Gesellschaft eine Berei-
cherung sein wird, wenn junge 
Leute abstimmen und wählen kön-
nen, und stimme darum Ja zur Vor-
lage Stimmrecht 16.
Nora Sommer, Ärztin und Landrätin

60 Jahre Schweizerpsalm
Die Entstehungsgeschichte des 
Schweizerpsalms dürfte nur weni-
gen Schweizern bekannt sein. Der 
Text und die Melodie sind das Ge-
meinschaftswerk zweier Männer, 
die unterschiedlicher nicht sein 
könnten: der Urner Pater und Klos-
terkapellmeister Alberik Zwyssig 
und der Reformierte Leonhard 
Widmer aus Zürich. Im Sommer 
1841 liess Leonhard Widmer sei-
nem Musikfreund Zwyssig den va-
terländischen Liedtext zur Verto-
nung zukommen. Der so entstan-
dene Schweizerpsalm wurde am 
22. November 1841 im Patrizier-
haus Hof St. Karl (Salesianum) 
zwischen Zug und Oberwil erst-
mals von Mitgliedern des damali-
gen Gesangsvereins Zug gesungen. 
Vor 60 Jahren, 1961, beschloss der 
Bundesrat, der Schweizerpsalm 
«Trittst im Morgenrot daher» sei 
die neue offizielle Nationalhymne. 
Vor 40 Jahren, 1981, wurde der 
Schweizerpsalm nach einer Probe-

zeit definitiv zur Nationalhymne 
erklärt. Positiv gewürdigt wurde 
damals vor allem, dass die neue 
Hymne im Gegensatz zur etwas 
martialischen alten Nationalhym-
ne «Rufst Du mein Vaterland» kei-
ne Gewalt und Waffentaten, son-
dern Liebe zu Gott, Heimat und 
Naturschönheit verherrlicht.
Die Schweiz besitzt eine Natio-
nalhymne mit ausgeprägt sakra-
lem, chorartigem Charakter, die 
sogar Aufnahme in die kirchlichen 
Gesangsbücher fand. Der Schwei-
zerpsalm ist eine der ganz wenigen 
Nationalhymnen, die ihre Bürger 
zum Gebet auffordert. Dieses Pri-
vileg, sich zu versammeln, um für 
den Schutz und Segen für Volk und 
Vaterland zu beten, ist einmalig. Ist 
es nicht bemerkenswert und Grund 
zur Freude, dass unsere Schweiz 
auch diesbezüglich von der Norm 
abweicht und einen Sonderfall dar-
stellt? Das gefällt nicht allen. Des-
halb werden die tragenden Säulen 

unseres Landes infrage gestellt. 
Die Schweizerische Gemeinnützi-
ge Gesellschaft (SGG), Verwalte-
rin der Rütliwiese, verfolgt jedoch 
eigene ideologische Ziele wie die 
Abschaffung des heutigen Schwei-
zerpsalms. Die SGG argumentiert, 
dass an Bundesfeiern nur eine von 
zehn anwesenden Personen die 
erste Strophe der Nationalhymne 
auswendig singen könne. Im Ge-
gensatz zu der von der SGG propa-
gierten Alternativhymne ist der ak-
tuelle Schweizerpsalm in der Be-
völkerung bekannt und anerkannt. 
In der Gesamtbevölkerung ist die 
SGG-«Rütlihymne» gänzlich unbe-
kannt. Der Schweizerpsalm ruft 
uns am Eidgenössischen Bettag 
auch nach 60 Jahren seit seiner 
Einführung zum Zusammenste-
hen, zur Versöhnung, zu gemeinsa-
men Werten sowie zur Besinnung 
auf die freie und unabhängige 
Schweiz auf.
Ernst Merz, Gulmstrasse, Oberägeri

Ende der  
Diskussion
Am 26. September sind die 
Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger an die Urne gerufen. In 
der Ausgabe des «Urner Wo-
chenblatt» vom Mittwoch, 22. 
September, werden letztmals 
Beiträge veröffentlicht, die sich 
auf die Abstimmungsvorlagen 
vom 26. September beziehen. 
Die Forumsbeiträge für diese 
Ausgabe müssen bis spätestens 
am Montag, 20. September, 9.00 
Uhr, bei der Redaktion eingetrof-
fen sein und unmittelbar über-
prüft werden können. In der 
Ausgabe vom Samstag, 25. Sep-
tember, werden lediglich Brie-
fe aus der Leserschaft publiziert, 
die in keinem Zusammenhang 
mit den kantonalen oder kom-
munalen Abstimmungsvorlagen 
stehen. Die Redaktion dankt für 
das Verständnis. (UW)

FORUM

Andermatt | Schweizerische Generalsekretärenkonferenz tagte in Uri

Interkantonales Treffen im Sawiris-Projekt
Am Donnerstag, 9. September, 
tagte in Andermatt die Schweize-
rische Generalsekretärenkonfe-
renz der Bau-, Planungs- und 
Umweltdirektionen BPUD. Als 
Gastgeber agierten die beiden 
Urner Generalsekretäre Tino Ta-
relli und Emanuel Strub. Baudi-
rektor Roger Nager überbrachte 
das Grusswort des Urner Regie-
rungsrats. Matthias Raumsauer, 
Generalsekretär des Uvek, ver-
schaffte den Konferenzteilneh-
menden einen Einblick in wich-
tige laufende Geschäfte und Pro-
jekte auf Bundesebene.
Der Urner Generalsekretär Ema-
nuel Strub stellte in einem Referat 
die verschiedenen beim Sawiris- 
Projekt in Andermatt durchgeführ-
ten planungs- und baurechtlichen 
Verfahren vor. Er erklärte, weshalb 
der Investor das touristische Gross-
projekt im Urserntal ohne Umweg 
über das Bundesgericht in Lausan-
ne umsetzen kann.
Beim Mittagessen im Hotel Radis-
son Blu Reussen orientierte Stefan 
Kern von Andermatt Swiss Alps 

über die weitere Entwicklung der 
Tourismusdestination. Die inter-

kantonale Fachkonferenz endete 
mit einem Rundgang auf dem Are-

al des im Bau befindlichen Ferien-
resorts Reuss. (e)

Die beiden Urner Generalsekretäre Tino Tarelli und Emanuel Strub (Mitte) mit ihren Fachkollegen aus den anderen Kan-
tonen. FOTO: ZVG

IN KÜRZE

FLÜELEN 
Gottesdienst und  
Herbstapéro
Am Mittwoch, 15. September, fin-
det in der Pfarrkirche Flüelen ein 
Gottesdienst der Frauengemein-
schaft Flüelen/Sisikon statt. Im 
Anschluss an die Messe offeriert 
der Vorstand für alle einen herbst-
lichen Apéro bei der Kirche. Der 
Vorstand freut sich auf viele Be-
sucherinnen und Besucher. (e)

Vereinsausflug der  
Frauengemeinschaft
Die Frauengemeinschaft Flüelen/
Sisikon lädt am Donnerstag, 30. 
September, zum Vereinsausflug 
ein. Das Reiseziel ist die Spycher 
Handwerk AG in Huttwil. Der 
Nachmittag steht in Willisau zur 
freien Verfügung. Abfahrt ist um 
8.30 Uhr beim Gruonbach. An-
meldungen nimmt bis am 15. Sep-
tember Andrea Zgraggen entge-
gen (Telefon 041 870 74 70; E-Mail: 
alex.zgraggen@bluewin.ch). Der 
Vorstand freut sich auf viele Teil-
nehmerinnen und einen schönen 
Tag. (e)


